
 

	
	
PRESSEMITTEILUNG	vom	21.	August	2016 
 
Schluss	mit	der	Mogelpackung! 
 
In	einer	ausführlichen	Stellungnahme	analysiert	„Leipzig	–	Stadt	für	alle“	das	Vorgehen	des	
Liegenschaftsamtes	beim	„Modellvorhaben“	zur	Vergabe	städtischer	Grundstücke	im	
„Konzeptverfahren“.	Das	Netzwerk	fordert	einen	sofortigen	Abbruch	des	laufenden	Verfahrens	
und	unterbreitet	Vorschläge	für	eine	soziale	Liegenschaftspolitik	unter	Aufsicht	eines	‚Runden	
Tisches‘. 
 
Die	vom	Liegenschaftsamt	betriebene	„Konzeptveräußerung“	von	fünf	städtischen	Grundstücken	
hintergeht	in	eklatanter	Weise	die	gültige	Beschlusslage	des	Stadtrates!	Tatsächlich	handelt	es	
sich	beim	angewendeten	Verfahren	um	eine	verdeckte	Höchstpreisveräußerung. 
 
Entgegen	einem	Stadtratsbeschluss	vom	April	2015	werden	weiterhin	Verkäufe	anstatt	Vergaben	im	
Erbbaurecht	geplant.	Ebenso	wird	die	gemäß	dem	eben	erst	verabschiedeten	Wohnungspolitischem	
Konzept	besondere	Förderwürdigkeit	kooperativer	Wohnformen	komplett	ignoriert.	
Stattdessen	will	das	Liegenschaftsamt	städtisches	Eigentum	weiterhin	an	Private	und	profitorientierte	
Investoren	verkaufen.	So	kann	auf	den	städtischen	Grundstücken	der	in	Leipzig	dringend	
benötigte	bezahlbare	Wohnraum	nicht	entstehen. 
 
Der	Verdacht	 liegt	nahe,	dass	das	Liegenschaftsamt	mit	seinem	„Modellvorhaben“	ein	Scheitern	
des	 Instruments	 Konzeptvergabe	 provozieren	 will.	 Es	 wurden	 insbesondere	 für	 nicht	
profitorientierte	 Erwerber	 ungeeignete	 Grundstücke	 ausgewählt.	 Tobias	 Bernet	 vom	 Netzwerk	
„Leipzig	 –	 Stadt	 für	 alle“:	 „Bei	 der	 Hermann-Liebmann-Straße	 43	 handelt	 es	 sich	 um	 ein	
denkmalgeschütztes,	aber	durch	jahrelange	Untätigkeit	des	Liegenschaftsamtes	mittlerweile	ruinöses	
Gründerzeithaus,	das	die	Stadtverwaltung	vor	wenigen	Jahren	noch	abreißen	wollte.	Nun	verlangt	das	
Liegenschaftsamt	dafür	als	Mindestgebot	300.000	Euro.“ 
 
Da	das	„Modellvorhaben“	schlicht	kein	Konzeptverfahren	ist	und	die	Entscheidungsfindung	bei	den	
geplanten	Vergaben	darüber	hinaus	völlig	intransparent,	müssen	Stadtrat,	Bürgermeister_innen	und	
Stadtverwaltung	die	Einhaltung	der	geltenden	stadträtlichen	Beschlusslage	gegenüber	dem	
Liegenschaftsamt	durchsetzen	und	das	laufende	Verfahren	abbrechen,	wenn	es	ihnen	mit	einer	
sozialen	Stadtentwicklungspolitik	ernst	ist. 
 
„Bei	einer	Neuauflage	einer	echten	Konzeptvergabe	im	Erbbaurecht	muss	ein	‚Runder	Tisch‘	mit	
Vertreter_innen	der	Stadtverwaltung,	der	Stadtratsfraktionen,	der	Wissenschaft	und	verschiedener	
kooperativer	und	gemeinnützig	orientierter	Wohnprojekte	federführend	sein	und	jeden	Schritt	des	
Verfahrens	transparent	begleiten“	fordert	Cilia	Lichtenberg	von	„Leipzig	–	Stadt	für	alle“.	„Schließlich	
gibt	es	aus	anderen	Städten	–	aktuell	z.	B.	Dresden	–	genügend	positive	Vorbilder	für	ein	echtes	
Konzeptverfahren,	das	mithelfen	könnte,	in	Leipzig	eine	aktive	Liegenschaftspolitik	als	Teil	einer	
sozialen	Wohnungspolitik	auf	den	Weg	zu	bringen“,	so	Lichtenberg	weiter.	
	
Eine	ausführliche	Analyse	und	Argumentation	finden	Sie	in	der	beiliegenden	Stellungnahme.	
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